
Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 

Drucksache 12/6068 
03.11.93 

Verordnung 
der Bundesregierung 

Aufhebbare Dreißigste Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschaftsverordnung 

A. Zielsetzung 

— Neugliederung der Meldungen über Forderungen und Ver-
bindlichkeiten. 

— Erhöhung der Meldefreigrenzen für Vermögensanlagen und 
Vermögen Gebietsansässiger in fremden Wirtschaftsgebieten 
und Vermögensanlagen und Vermögen Gebietsfremder im 
Wirtschaftsgebiet. 

- Anpassung der Formulare zur Außenwirtschaftsverordnung. 

B. Lösung 

Änderung der Außenwirtschaftsverordnung. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 

Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 3. November 1993 — 021 (412) — 651 09 — Au 169/93 —
gemäß § 27 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes. 

Verkündet am 29. Oktober 1993 im Bundesgesetzblatt Nr. 56. 

Federführend ist das Bundesministerium für Wirtschaft. 
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Dreißigste Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 
Vom 26. Oktober 1993 

Auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung 
mit § 2 Abs. 3 und 4 sowie des § 26 des Außenwirt-
schaftsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 7400-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, von denen § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 und 
§ 26 Abs. 1 durch das Gesetz vom 6. Oktober 1980 
(BGBl. I S. 1905) und § 26 Abs. 2 durch das Gesetz vom 
29. März 1976 (BGBl. I S. 869) neu gefaßt worden sind, 
§ 26 Abs. 3 und 4 durch das Gesetz vom 29. März 1976 
(BGBl. I S. 869) angefügt und § 26 Abs. 4 durch 
Artikel 5 Nr. 1 des Gesetzes vom 24. April 1986 (BGBl. I 
S. 560) geändert worden ist, verordnet die Bundes-
regierung: 

Artikel 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung vom 18. Dezem-
ber 1986 (BGBl. I S. 2671), zuletzt geändert durch die 
Verordnung vom 4. August 1993 (BAnz. S. 7333), wird 
wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift von § 19 wird wie folgt gefaßt: 

„Befreiungen von der Genehmigungsbedürftig-
keit und von der zollamtlichen Behandlung". 

2. In § 55 Abs. 2 Nr. 1 wird das Wort „fünfzigtau-
send" durch das Wort „einhunderttausend" 
ersetzt. 

3. In § 56a Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „fünfhun-
derttausend" durch die Worte „eine Million" 
ersetzt. 

4. In § 57 Abs. 2 Nr. 1 wird das Wort „fünfzigtau-
send" durch das Wort „einhunderttausend" 
ersetzt. 

5. In § 58a Abs. 4 Satz 1 wird das Wort „fünfhun-
derttausend" durch die Worte „eine Million" 
ersetzt. 

6. § 59 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird nach den Worten „zum 
Gegenstand haben" das Komma durch einen 
Punkt ersetzt. 

b) Nummer 4 wird aufgehoben. 

7. In § 61 Nr. 2 Buchstabe a werden die Worte „wenn 
der Gesamtbetrag der nach § 59 Abs. 1 zu mel-
denden Zahlungen im Kalendermonat fünfzig-
tausend Deutsche Mark übersteigt," gestrichen. 

8. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

,(2) Die Forderungen und Verbindlichkei-
ten gegenüber gebietsfremden Geldinstituten  

sind jeweils monatlich bis zum zehnten Tage 
des folgenden Monats nach dem Stand des 
letzten Werktages des Vormonats in doppelter 
Ausfertigung mit dem Vordruck „Forderungen 
und Verbindlichkeiten aus Finanzbeziehun-
gen mit gebietsfremden Geldinstituten" (An-
lage Z 5) zu melden.' 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

,(3) Forderungen und Verbindlichkeiten 
gegenüber sonstigen Gebietsfremden sind 
jeweils monatlich bis zum zwanzigsten Tage 
des folgenden Monats nach dem Stand des 
letzten Werktages des Vormonats in doppelter 
Ausfertigung mit den Vordrucken „Forderun-
gen und Verbindlichkeiten aus Finanzbezie-
hungen mit gebietsfremden Nichtbanken" 
(Anlage Z 5 a Blatt 1) und „Forderungen und 
Verbindlichkeiten gegenüber Gebietsfremden 
aus dem Waren- und Dienstleistungsverkehr" 
(Anlage Z 5 a Blatt 2) zu melden.' 

c) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 
eingefügt: 

„ (4) Für die Meldungen können an Stelle der 
in den Absätzen 2 und 3 genannten Vordrucke 
auch Magnetdatenträger (Disketten) verwen-
det werden. Hierbei sind die von der Melde-
stelle erlassenen Formatvorschriften zu beach-
ten. " 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

9. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 a wird die Angabe „oder § 5 a 
Abs. 1," durch die Angabe „ , § 5 a Abs. 1," 
ersetzt. 

bb) In Nummer 7 wird am Ende der Punkt 
durch ein Komma ersetzt. 

b) In Absatz 3 Nr. 1 wird die Angabe „oder § 20 c 
Abs. 1 Satz 1" gestrichen. 

c) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 7 wird die Angabe „ ,50a" 
durch die Angabe „ , §§ 50a" ersetzt. 

bb) In Nummer 14 wird das Wort „oder" durch 
einen Punkt ersetzt. 

10. Die Anlagen A Erg. Bl., A 4, A 5, A 5 a (Antrags-
blätter A 5 a/1,  A 5a/2, A 5 a/W, A 5a/3, A 5a/4, 
A 5a/5), Erg. Bl., A 5b, A 5b/1, A 6, A 7, A 9, E 1, 
E 2, E 3, E 3 a, E 3 b, E 5, E 6, E 7, T 1, K 1, K 2, K 3, 
K 4, Z 8, Z 10, Z 11, Z 12, Z 13, Z 14 und Z 15 
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erhalten die Fassung der Anlage zu dieser Ver-
ordnung. 

11. Die Anlagen Z 5 und Z 5 a erhalten die Fassung 
der Anlage zu dieser Verordnung. 

Artikel 2 

Die in den bisherigen Anlagen A Erg. Bl., A 4, A 5, 
A 5 a (Antragsblätter A 5a/1, A 5a/2, A 5 a/W, A 5a/3, 
A5a/4,A5a/5), Erg. Bl., A5b, A5b/1, A6, A7, A9, E 1, 
E 2, E 3, E 3a, E 3 b, E 5, E 6, E 7, T 1, K 1, K 2, K 3, K 4, 
Z 8, Z 10, Z 11, Z 12, Z 13, Z 14 und Z 15 genannten 
Vordrucke können in der bis zum Inkrafttreten dieser 
Verordnung gültigen Form noch bis zum 31. März 
1994 verwendet werden. 

Artikel 3 

Das Bundesministerium für Wirtschaft kann den 
Wortlaut der Außenwirtschaftsverordnung in der vom 
Tage nach der Verkündung dieser Verordnung an 
geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntma-
chen. 

Artikel 4 

Artikel 1 Nr. 8 und 11 tritt am 1. Juli 1994 in Kraft. Im 
übrigen tritt die Verordnung am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 

Bonn, den 26. Oktober 1993 

Der Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
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Begründung 

A. Allgemeines 

Die Dreißigste Verordnung zur Änderung der Außen-
wirtschaftsverordnung (im folgenden: AWV) enthält 
Änderungen der Meldevorschriften in Kapitel VI und 
VII und der Anlagen zur AWV. Die Meldungen von 
Forderungen und Verbindlichkeiten gemäß § 62 AWV 
werden neu gegliedert und überarbeitet. Insbeson-
dere werden die Meldungen im Waren- und Dienst-
leistungsverkehr nach Ländern und kurz- und langfri-
stigen Positionen aufgegliedert. Die Freigrenzen für 
Meldungen für Vermögensanlagen und Vermögen 
Gebietsansässiger in fremden Wirtschaftsgebieten 
und für Vermögensanlagen und Vermögen Gebiets-
fremder im Wirtschaftsgebiet werden auf einhundert-
tausend Deutsche Mark bzw. eine Million Deutsche 
Mark erhöht. Überholte Meldebefreiungen bzw. 
-erleichterungen werden aufgehoben; dadurch wird 
das Meldevolumen nicht erhöht. Außerdem werden 
die Formulare zur AWV an die Änderungen der AWV 
angepaßt. 

Die vorgesehenen Änderungen führen zu keinen 
absehbaren kostenmäßigen Mehrbelastungen der 
Wirtschaft. Bei Forderungen und Verbindlichkeiten 
aus dem Waren- und Dienstleistungsverkehr wird die 
Zahl der Meldedaten zwar durch die zusätzliche 
Aufgliederung auf Länder und kurz- und langfristige 
Positionen vergrößert. Andererseits wird sich das 
Meldevolumen durch den Verzicht auf die Angaben 
zu bestimmten Finanzverbindlichkeiten in einzelnen 
Währungen auch nicht unerheblich verringern. Die 
Anhebung der Freigrenzen für die Meldungen von 
Vermögensanlagen oder Vermögen Gebietsansässi-
ger im Ausland oder Vermögensanlagen und Vermö-
gen Gebietsfremder im Wirtschaftsgebiet ist kosten-
entlastend. Die Änderung der Formulare ist wegen 
der Aufbrauchfrist für die bisherigen Formulare eben-
falls kostenneutral. Der Umfang der Kostenbe- und 
-entlastungen läßt sich nicht quantifizieren. Meßbare 
Auswirkungen auf Einzelpreise, das Preisniveau, ins-
besondere das Verbraucherpreisniveau, werden da-
her nicht erwartet. 

B. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Die neue Überschrift von § 19 AWV stellt klar, daß § 19 
AWV Befreiungen von der Genehmigungsbedürftig-
keit und von der zollamtlichen Behandlung regelt. 
Letzteres ergibt sich aus dem Verweis auf § 18 AWV in 
§ 19 Abs. 1 AWV. 

Zu den Nummern 2 und 4 

Die Freigrenzen für die Meldungen von Vermögens-
anlagen Gebietsansässiger in fremden Wirtschaftsge-
bieten und Vermögensanlagen Gebietsfremder im 
Wirtschaftsgebiet werden von bisher fünfzigtausend 
auf einhunderttausend Deutsche Mark angehoben. 
Die Anhebung kann erfolgen, weil dadurch nur ein 
minimaler Betrag der bisher erfaßten Beträge nicht 
mehr erfaßt wird, zugleich aber die Zahl der zu 
erstattenden Meldungen erheblich sinkt. 

Zu den Nummern 3 und 5 

Die Freigrenze für Meldungen von Vermögen 
Gebietsansässiger in fremden Wirtschaftsgebieten 
und Vermögen Gebietsfremder im Wirtschaftsgebiet 
wird ebenfalls erhöht. Meldungen sind künftig nur 
noch zu erstatten, wenn die Bilanzsumme des gebiets-
fremden Unternehmens, an dem sich der Gebietsan-
sässige beteiligt, bzw. die Bilanzsumme des gebiets-
ansässigen Unternehmens, an dem sich der Gebiets-
fremde beteiligt, eine Million Deutsche Mark anstatt 
bisher fünfhunderttausend Deutsche Mark über-
schreitet. Angesichts der wirtschaftlichen Entwick-
lung seit Beginn der Meldungen Mitte der 70er Jahre 
ist diese Erhöhung gerechtfertigt. 

Zu Nummer 6 

Die Befreiung natürlicher Personen von der Melde-
pflicht von Zahlungen für Waren und Dienstleistun-
gen für persönliche Zwecke in § 59 Abs. 2 Nr. 4 AWV 
wird aufgehoben. Die Befreiung bezieht sich vor allem 
auf Zahlungen im Reiseverkehr, die, ebenso wie 
andere Zahlungen natürlicher Personen für Waren 
und Dienstleistungen, bereits durch die Erhöhung der 
allgemeinen Meldefreigrenze in § 59 Abs. 2 Nr. 1 
AWV von zweitausend auf fünftausend Deutsche 
Mark weitgehend von der Meldepflicht befreit sind. 
Eine gesonderte Meldebefreiung für Zahlungen für 
den privaten Waren- und Dienstleistungsverkehr ist 
daher nicht mehr erforderlich. 

Zu Nummer 7 

Die den im Handels- oder Genossenschaftsregister 
eingetragenen Kontoinhabern durch § 61 Nr. 2 a AWV 
eingeräumte Möglichkeit, Zahlungen unter fünfzig-
tausend Deutsche Mark im Monat halbjährlich anstatt 
monatlich zu melden, ist kaum genutzt worden. Für 
die betroffenen Firmen erscheint es einfacher, auch 
die Meldungen über Zahlungen monatlich zu erstat-
ten, als sie zunächst intern zu speichern und dann 
halbjährlich anzuzeigen. Daher wird auf die Möglich- 
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keit der halbjährlichen Meldung dieser Zahlungen 
verzichtet. 

Zu den Nummern 8 und 11 

Die Meldungen über Forderungen und Verbindlich-
keiten gegenüber Gebietsfremden in § 62 Abs. 2 und 3 
AWV werden neu gegliedert. Die bisher von § 62 
Abs. 2 AWV erfaßten Forderungen und Verbindlich-
keiten aus Finanzbeziehungen mit Gebietsfremden 
werden in Forderungen und Verbindlichkeiten aus 
Finanzbeziehungen mit gebietsfremden Geldinstitu-
ten, die auch künftig mit Anlage Z 5 gemeldet werden, 
und Forderungen und Verbindlichkeiten aus Finanz-
beziehungen mit gebietsfremden Nichtbanken aufge-
gliedert, die künftig mit der neuen Anlage Z 5 a Blatt 1 
zu melden sind. Für Forderungen und Verbindlichkei-
ten aus Finanzbeziehungen mit gebietsfremden Geld-
instituten wird an der Aufschlüsselung nach einzel-
nen Ländern und Währungen sowie nach kurz- und 
längerfristigen Positionen festgehalten. Für Forderun-
gen und Verbindlichkeiten aus Finanzbeziehungen 
mit gebietsfremden Nichtbanken wird dagegen auf 
die Aufteilung nach einzelnen Währungen verzichtet. 
Ausreichend ist die Aufteilung in DM-Beträge und die 
Summe der Fremdwährungsbeträge. Forderungen 
und Verbindlichkeiten aus Finanzbeziehungen zu 
Nichtbanken sind künftig, wie Forderungen und Ver-
bindlichkeiten aus dem Waren- und Dienstleistungs-
verkehr, bis zum 20. Tag des folgenden Monats zu 
melden. Beide Meldungen zu Forderungen und Ver-
bindlichkeiten aus Finanzbeziehungen sehen nun 
Angaben zu Forderungen aus Geldmarktpapieren 
vor, weil diese wirtschaftlich den Euroeinlagen der 
Banken gleichstehen. 

Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber Ge-
bietsfremden aus dem Waren- und Dienstleistungs-
verkehr sind künftig auf der Anlage Z 5 a Blatt 2 zu 
melden. Diese Meldungen werden künftig ebenfalls 
nach einzelnen Ländern und nach kurz- und langfri-
stigen Positionen gegliedert. Die bisherige globale, 
nur nach wenigen Sachpositionen unterteilte Mel-
dung dieser Forderungen und Verbindlichkeiten hat 
sich als unzureichend erwiesen, um die Höhe der 
deutschen Exportforderungen gegenüber einzelnen 
Ländern zu ermitteln. 

Durch den neuen § 62 Abs. 4 AWV wird den Melde-
pflichtigen die Möglichkeit eingeräumt, die Meldun-
gen -fiber elektronische Datenverarbeitung zu erstat-
ten. 

Zu Nummer 9 

Die Regelung enthält Folgeänderungen aufgrund der 
Streichung von § 20c AWV und der Änderungen von 
§ 70 Abs. 6 AWV durch die Neunundzwanzigste 
Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsver-
ordnung vom 4. August 1993 (BAnz. S. 7333). 

Zu Nummer 10 

Die Vorschrift enthält erforderliche Anpassungen der 
Formulare zur Außenwirtschaftsverordnung. Dabei 
sind insbesondere die Änderungen durch die Neun-
undzwanzigste Verordnung zur Änderung der Au-
ßenwirtschaftsverordnung vom 4. August 1993 (BAnz. 
S. 7333) berücksichtigt. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift regelt die Verwendung der bisher 
gültigen Vordrucke. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 ermächtigt das Bundesministerium für Wirt-
schaft, den Wortlaut der AWV in der geltenden 
Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntzumachen. 
Die Bekanntmachung ist aufgrund der bisher erfolg-
ten 29 Änderungsverordnungen zur Außenwirt-
schaftsverordnung in der Fassung vom 18. Dezember 
1986 angezeigt. 

Zu Artikel 4 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verord-
nung. 
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Anlagen zur Dreißigsten Verordnung 
zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 
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Anlage A ErgBl. 

Anmerkung: 
In Schwarzdruck: durchgehende x-Linien, „Nr." „Ergänzungsblatt”, „Anlage A ErgBl. zur AWV (93)" 
In Rotdruck: rechter Rand 
In Gründruck: restliche Zeichen und Angaben 
Papierfarbe: Felder 2, 3, 31 bis 33, 35, 38, 40, 44 grün unterlegt, Feld 1 teilweise grün unterlegt 
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Anmerkung: 
In Schwarzdruck: durchgehende x-Linien, „Nr.”, „Durchschrift des Ergänzungsblatts", „Anlage A ErgBl. zur AWV (93)" 
In Gelbdruck: rechter Rand 
In Gründruck: restliche Zeichen und Angaben 
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Hinweis zur Verwendung des Ergänzungsblatts 

Im Ergänzungsblatt brauchen nur die Felder ausgefüllt zu werden, die auch im Hauptblatt auszufüllen sind. 
Ergänzungsblätter sind für jede Ausfertigung des Vordrucksatzes zu verwenden, wenn mehr als eine Waren-
position anzumelden ist. Sie sind jeweils fest mit dem zugehörigen Hauptblatt zu verbinden. 
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Anlage A 4 

Anmerkung: 

In Schwarzdruck: durchgehende x-Linien, „Zur Verfahrenserleichterung nach § 16 Abs. 2 AWV zugelassen.", „Ausfuhrkontrollmeldung für Kohle", 
„Anlage A4 zur AWV (93)", „Hinweis: Die Ausfuhrkontrollmeldung darf nur verwendet werden, wenn die Verfahrenserleichterung nach § 16 Abs. 2 AWV 
gewährt worden  ist."  

In Gründruck: restliche Zeichen und Angaben 



Drucksache 12/6068 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Anleitung zum Ausfüllen des Vordrucks 

Für das Ausfüllen des Vordrucks gelten die Bemerkungen in Titel II des Merkblattes zum Einheitspapier (Vordruck 
0781, abgedruckt in Vorschriftensammlung Bundesfinanzverwaltung — VSF 34 55) entsprechend. Die mit einer 
durchgehenden x-Linie gekennzeichneten (Unter-) Felder brauchen nicht ausgefüllt zu werden . 

Gehören zu einer Ausfuhrkontrollmeldung für Kohle mehrere Warenpositionen, so sind Ergänzungsblätter (Anl. A 
ErgBl. zur AWV) zu verwenden. 
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Anlage A 5 

Vor Ausfüllung Rückseite beachten! 

Antrag auf Ausfuhrgenehmigung 
(§ 17 Abs. 1 a der Außenwirtschaftsverordnung) 

Anmerkung: 
In Rotdruck: „Vor Ausfüllung Rückseite beachten!”, „(Erläuterung Nr. 4 beachten!)” 
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Erläuterungen 
1. Der Vordrucksatz ist vom Antragsteller in Maschinenschrift auszufüllen. Die Eintra-

gungen duden nicht geändert, gestrichen oder radiert werden. Nicht ordnungsgemäß 
ausgefüllte Antrage werden zurückgewiesen. 

2. Ist die Ware im Warenverzeichnis für d ie Außenhandelsstatistik mit mehreren 
Nummern bezeichnet, so sind alle Nummern anzugeben, die sich auf die betreffende 
Ware beziehen. 

3. Die Ware ist ausführlich, möglichst mit charakteristischen Angaben, zu beschreiben. Die 
Abmessung, die Warenzusammensetzung und der Verwendungszweck sind anzugeben. 

Beispiel: Bei Freiformschmiedestücken und Teilen von Geräten der Verwendungs-
zweck; bei Dieselmotoren die PS- und Umdrehunguahl; bei Drehbanken 
die Spitzenhöhe und -weite; bei Kugellagern der inn ere Durchmesser; bei 
Chemikalien die Zusammensetzung, sofern es sich um Gemische, Gemenge 
oder zusammengesetzte Waren handelt (bei chemischen Erzeugnissen An-
gaben der Einzelmengen, der  Zusammensetzung usw. nicht erforderlich, wohl 
aber der Hauptante). 

Reicht der  Raum im Vordruck für diese Angaben nicht aus, so sind weitem Angaben 
zu jedem Blatt  des Vordrucks auf einer besonderen Anlage zu machen. 

4. Die Menge der Ware ist genau nach Stückzahl, nach laufenden Metern, Kubikmetern 
und nach ihrem Gewicht. bei Massengütern nur nach ihrem Gewicht zu bezeichnen. 
Ungenaue Angaben, wie ,,ca.” oder ,,etwa” genügen nicht Brancheübliche Gewichts-
toleranzen können der  zur Ausfuhr vorgesehenen Menge zugeschlagen werden. 
B eispiel: vorgesehene Menge: 	1000 kg 

Toleranz : 	 100 kg 
es sind daher anzugeben: 	 1000 bis 1100 kg 

5. Statistischer Wert ist bei der Ausfuhr der Preis der Ware. der unter den Bedingungen des freien 
Wettbewerbs zwischen voneinander unabhängigen Vertragspartnern en Ausluhrgesthäft 
erzielt werden kann und alle Kosten fur den Verkauf und für die Lieferung der Waren 
(Vertriebskosten) 

im Landverkehr, Luftverkehr und Binnenschiffsverkehn frei Grenze. 
im Seeverkehr: lob deutscher Seehafen, 

im Postverkehr: frei Einlieferungspostanstalt. 
bei Lieferung als Schiffs- und Lufttfahrzeugbedarf: frei an Bord des Fahrzeugs 

enthalt. ohne Rücksicht darauf, ob diese Kosten talsachlich entstehen und wer sie tragt. Zum 
Statistischen Wen gehören nicht ber der Ausfuhr gewahrte Erstattungen. 

Bei der Bildung des Statistischen Wertes sind die Vorschriften über die Bemessung des Zollwertes 
entsprechend anzuwenden. 

Als Statistischer Wert gilt 

1. bei der Ausfuhr nach Lohnveredelung. der bei der Einfuhr angemeldete Statistische We rt 
 der unveredelten Waren zuzüglich aller im Wirtschaftsgebiet für die Veredelung und fur die 

Beförderung der Waren entstandenen Kosten, einschließlich des Wertes der Zutaten und 
des auf die veredelten Waren ent fallenden Wertes verwendeter Vorlagen des Auftraggebers; 

2. bei der Ausfuhr von Waren, die im Zusammenhang mit dem vorangegangenen Einfuhrge-
scnäft zurückgesandt werden (zurückgesandte Waren). der  beim  vorangegangenen Grenz-
übergang angemeldete Statistische Wert.  

Beispiel.: Statistischer Wert bei Lieferbedingung 
„frei Grenze" oder 
„fob Bremen = Rechnungspreis: 
„ab Werk" = Rechnungspreis zuzüglich der Fracht-. 	Versicherungs- 

und sonstigen Kosten bis zum Grenzort; 
,,cif Bombay" = Rechnungspreis abzüglich der Fracht-, Versicherungs- 

und sonstigen Kosten vom Grenzort bis Bombay. 
Fehlt eine Grundlage für die Berechnung des Statistischen Wertes, so ist er zu schätzen und 
mit ,,gesch” zu kennzeichnen. 

6. Käuferland ist das Land, in dem der Gebietsfremde ansässig ist d er von dem Gebiets-
ansässigen die Ware erwirbt. Im übrigen gilt als Käuferland das Bestimmungsland. 

7. Der Käufer und der Empfänger der Ware brauchen nur angegeben zu w erden, wenn 
die Ausfuhrgenehmigung fur eine Ware beantragt wird, die in Teil I d er Ausfuhrliste 
aufgeführt ist. 

S. Bestimmungsland ist das Land, in dem die Waren gebraucht oder verbraucht, bear-
beitet oder verarbeitet werden sollen ; ist dieses Land nicht bekannt, so gilt als Be-
stimmungsland das letzte bekannte Land, in das die Waten verbracht werden sollen. 
Als Bestimmungsland gilt bei der  Veräußerung von Seeschiffen das Land, in dessen 
Schiffsregister das Schiff eingetragen werden s oll, sonst das Land, dessen Flagge 
das Schiff nach seiner Ablieferung fuhren s ol l. 

9. Empfänger ist der gebietsfremde Abnehmer, bei dem die Waren gebraucht oder ver-
braucht, bearbeitet oder verarbeitet werden sollen. 

Hinweise: 
1. Die Ausfuhrgenehmigung wird im allgemeinen auf sechs Monate befristet. In begrün

-

deten Fallen kann eine längere F rist bewilligt werden
auf

, 

2. Ein Genehmigungsbescheid ist der Genehmigungsstelle unverzüglich zurückzugeben, 
wenn 
1. die erteilte Genehmigung ungültig wird, bevor sie ausgenutzt wurde, 
2. der Begünstigte die Absicht aufgibt die Genehmigung auszunutzen, 

oder 
3. der Bescheid, der nach Verlust durch eine Zweitausfertigung ersetzt worden war, 

wieder aufgefunden wird. 

3. Der Antragsteller hat seine Unterschrift nur auf dem Antragsvordruck zu leisten. 

Raum für amtliche Vermerke 
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Ausfuhrgenehmigung 
(§ 17 Abs. 1 a der Außenwirtschaftsverordnung) 

Zusammen mit der. Ausfuhranmeldung der Ausfuhrzollstelle vorzulegen 

NICHT ÜBERTRAGBAR 

Die Ausfuhr wird genehmigt. Diese Genehmigung befreit nur von der Ausfuhrbeschränkung des Außenwirtschafts-
gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen. 
Andere Verbote und Beschränkungen bleiben unberüh rt . 

Anmerkung: 
In Rotdruck: „NICHT ÜBERTRAGBAR" 
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Für zollamtliche Eintragungen  

Tag der 
Abschreibung 

Nummer 
der Ausfuhranmeldung 

 Warennummer 
Menge der Waren  

Stück, lfd. m, 	Eigengewicht 
qm usw. 	in 	in vollen kg 

Stempel der Zollstelle 

1 2 3 4 5 6  

genehmigt sind:  
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Durchschrift der Ausfuhrgenehmigung 
(§ 17 Abs. 1 a der Außenwirtschaftsverordnung) 
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Von Zollstelle nach Ausnutzung, spätestens 
nach Ablauf der Gültigkeitsfrist zu senden an: 

Bundes-
ausfuhramt 

oder Bundesamt für Ernährung und 
Forstwirtschaft 

Bundesanstalt für 
landwirtschaftliche 
Marktordnung Für zollamtliche Eintragungen 

Abschreibung Ausfuhranmeldung Warennummer 
Menge der Waren 

Stück, lfd m, 	Eigengewicht 
qm usw. 	in vollen kg Stempel der Zollstelle 

1 2 3 4 5 6 

genehmigt sind: 
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Durchschrift des Antrages auf Ausfuhrgenehmigung 
(§ 17 Abs. 1 a der Außenwirtschaftsverordnung) 
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Stand: 1. 10. 1993 Anlage A 5a/1 

Bitte nicht knicken, heften, stempeln oder sonstige Beschriftungen anbringen! 

Anmerkung: 

In rotem Druck: Umrandung, Abgrenzung der Felder und Kästchen, Angaben in den Feldern 1 bis 11 mit Ausnahme der Worte „Antragsteller”, 
,Empfänger" und Warenbeschreibung" in schwarzem Fettdruck 
In schwarzem Druck: restliche Zeichen und Angaben 
Papierfarbe: Felder 1 bis 11 rosafarben unterlegt 
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Anmerkung: 
Zeichen und Angaben in rotem Druck 
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Stand: 1. 10. 1993 

Bitte nicht knicken, he ften, stempeln oder sonstige Beschriftungen anbringen!  

Anmerkung: 
In rotem Druck: Umrandung, Abgrenzung der Felder und Kästchen, Angaben in den Feldern 1 bis 11 mit Ausnahme der Worte „Antragsteller", 
„Empfänger" und „Warenbeschreibung" in schwarzem Fettdruck 
In rosafarbenem Druck: diagonaler Aufdruck „ANTRAGSTELLER" 
In schwarzem Druck: restliche Zeichen und Angaben 
Papierfarbe: Felder 1 bis 11 rosafarben unterlegt 
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Erläuterungen zum Ausfüllen des Antragsblattes A 5a/1 (Kurzfassung) 

Anmerkung: 
Zeichen und Angaben in rotem Druck 
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Stand: 1. 10. 1993 Anlage A 5a/2 
in dreifacher Ausfertigung 

Bitte nicht knicken, heften, stempeln oder sonstige Beschriftungen anbringen!  

Anmerkung: 

In rotem Druck: Umrandung, Abgrenzung der Felder und Kästchen, Angaben in den Feldern 1, 2, 8 und 13 bis 17 mit Ausnahme der Worte 
„Antragsteller", ,,Bevollmächtigter/Zustellungsbevollmächtigter" und „Käufer" in schwarzem Fettdruck 

In schwarzem Druck: restliche Zeichen und Angaben 

Papierfarbe: Felder 1, 2, 8 und 13 bis 17 rosafarben unterlegt 
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Anmerkung: 
Zeichen und Angaben in rotem Druck 
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Stand: 1. 10. 1993 

Bi tte nicht knicken. heften. stempeln oder sonstige Beschriftungen anbringen! 

Antragsteller 
Anmerkung: 
In rotem Druck: Umrandung, Abgrenzung der Felder und Kästchen, Angaben in den Feldern 1, 2, 8 und 13 bis 17 mit Ausnahme der Worte 
„Antragsteller", „Bevollmächtigter/Zusttellungsbevollmächtigter" und „Käufer" in schwarzem Fettdruck 

In schwarzem Druck: restliche Zeichen und Angaben 
In grauem Druck: Angabe „Antragsteller" unten rechts 

Papierfarbe: Felder 1, 2, 8 und 13 bis 17 rosafarben unterlegt 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/6068 

Anmerkung: 
Zeichen und Angaben in rotem Druck 
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Stand: 1. 10. 1993 Anlage A 5a/W 
in dreifacher Ausfertigung 

Bitte nicht knicken, heften, stempeln oder sonstige Beschriftungen anbringen!  

Anmerkung: 
In rotem Druck: Umrandung, Abgrenzung der Felder und Kästchen, Angaben in den Feldern 1, 2, 8, 10 und 18 mit Ausnahme der Worte 
„Warenbeschreibung” (3fach) in schwarzem Fettdruck 
In schwarzem Druck: restliche Zeichen und Angaben 
Papierfarbe: Felder 1, 2, 8, 10 und 18 rosafarben unterlegt 
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Erläuterungen zum Ausfüllen des Antragsblatts A 5a/W (Kurzfassung) 

Anmerkung: 
Zeichen und Angaben in rotem Druck 



Drucksache 12/6068 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Stand: 1. 10. 1993 

Bitte nicht knicken, he ften, stempeln oder sonstige Beschriftungen anbringen!  

Antragsteller 
Anmerkung: 
In rotem Druck: Umrandung, Abgrenzung der Felder und Kästchen, Angaben in den Feldern 1, 2, 8, 10 und 18 mit Ausnahme der Worte 
,,Warenbeschreibung" (3fach) in schwarzem Fettdruck 

In schwarzem Druck: restliche Zeichen und Angaben 
In grauem Druck: Angabe „Antragsteller” unten rechts 
Papierfarbe: Felder 1, 2, 8, 10 und 18 rosafarben unterlegt 
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Erläuterungen zum Ausfüllen des Antragsblatts A 5a/W (Kurzfassung) 

Anmerkung: 
Zeichen und Angaben in rotem Druck 
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Anlage A 5a/3 

Bundesausfuhramt 
Referat II A 2 
Frankfurter Str. 29-35 
65760 Eschborn 

Erklärung über die Zeichnungsberechtigung 
im Rahmen der Verantwortungsübernahme des „Ausfuhrverantwortlichen" 
gemäß den Grundsätzen der Bundesregierung vom 29. November 1990, 

ergänzt am 30. Januar 1991 

(Bitte Zutreffendes ankreuzen) 

*) Hinweis: Das Datum dieser Erklärung muß innerhalb der letzten 12 Monate vor Antragstellung hegen. 
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Erläuterungen zur Anlage 1-3 

Die Erklärungen nach Anlage 1-3 sind unter Beachtung der nachfolgenden Erläuterungen vollständig und in Maschinen-
schrift auszufüllen. 

Zu Unternehmen: 

Hier ist die vollständige Firmenbezeichnung anzugeben in der Form, in der sie im Handelsregister eingetragen ist. 

Zu Zoll-Nr.: 
ln Anlage 1 und 2 sollten hier alle Zoll-Nummern (erforderlichenfalls auf einem Beiblatt) aufgeführt werden. In Anlage 3 nur 
die Zoll-Nummer bezüglich des konkreten Ausfuhrgeschäfts. 

Zum Datum der Benennung bzw. der Zeichnungsdelegierung 
Bei der nach Anlage 2 jährlich gegenüber dem BAFA abzugebenden Erklärung über die Delegierung der Zeichnungsberechtigung ist 
zur Fristeinhaltung das Eingangsdatum beim BAFA ausschlaggebend. Das Datum der Erklärung nach Anlage 2 muß innerhalb der 
letzten 12 Monate vor Antragstellung liegen. 

Zu Antrags-Nr./Aktenzeichen des Antragstellers: 
Eine Antrags-Nr. muß nur angegeben werden, wenn der Antrag unter Verwendung der Antragsformulare A5a, A5a/2 und 
A5a/W (ab 1. Juli 1991 vorgeschrieben) gestellt wird. 

Die Nennung des Aktenzeichens des Antragstellers sollte gewährleisten, daß bei Nachfragen schnellstmöglich ein mit dem 
Antrag vertrauter Ansprechpartner erreichbar ist. 
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Stand: 1. 10. 1993 	 Anlage A 5a/4 

Anmerkung: 
Papierfarbe: Felder 1, 2 und das Feld zum Antragsteller grau unterlegt 
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Anlage A 5a/5 	 Stand: 1. 10. 1993 

Anmerkung: 
Papierfarbe: Felder 1, 2 und das Feld zum Antragsteller grau unterlegt 
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Anlage Erg. Bl. 

Anmerkung: 
Felder 1, 2 und Feld zum Antragsteller grau unterlegt 
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Anlage A 5b 
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Anlage A 5b/1 	 Stand: 1. 10. 1993 

Anmerkung: 

In rotem Druck: Umrandung, Abgrenzung der Felder und Kästchen, Angaben in den Feldern 1, 2, Feld zur Auftragsnummer, zum Aktenzeichen des 
Antragstellers, Felder 8 bis 10 mit Ausnahme der Worte „Antragsteller", „Empfänger" und „Warenbeschreibung" in schwarzem Fettdruck 

In schwarzem Druck: restliche Zeichen und Angaben 

Papierfarbe: Felder 1, 2, Feld zur Auftragsnummer, zum Aktenzeichen des Antragstellers, Felder 8 bis 10 rosafarben unterlegt 
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(Rückselte (bzw. separates Abschreibungsblatt) der Ausfuhrgenehmigung/Durchschrift der Ausfuhrgenehmigung A 5 b/1) 

Für zollamtliche Eintragungen 
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Stand: 1. 10. 1993 

Anmerkung: 

In rotem Druck: Umrandung, Abgrenzung der Felder und Kästchen, Angaben in den Feldern 1, 2, Feld zur Auftragsnummer, zum Aktenzeichen des 
Antragstellers, Felder 8 bis 10 mit Ausnahme der Worte „Antragsteller”, „Empfänger" und Warenbeschreibung" in schwarzem Fettdruck 

In schwarzem Druck: restliche Zeichen und Angaben 

Papierfarbe: Felder 1, 2, Feld zur Auftragsnummer, zum Aktenzeichen des Antragstellers, Felder 8 bis 10 rosafarben unterlegt. 
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(Rückselte (bzw . separates Abschreibungsblatt) der Ausfuhrgenehmigung/Durchschrift der Ausfuhrgenehmigung A 5 b/1) 

Für zollamtliche Eintragungen 
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Stand: 1. 10. 1992 

Anmerkung: 
In rotem Druck: Umrandung, Abgrenzung der Felder und Kästchen, Angaben in den Feldern 1, 2, 7 bis 10 mit Ausnahme der Worte „Antragsteller", 
,,Empfänger" und ,,Warenbeschreibung" in schwarzem Fettdruck 
In schwarzem Druck: restliche Zeichen und Angaben 
Papierfarbe: Felder 1, 2, 7 bis 10 rosafarben unterlegt 
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Anlage A 6 

Antrag auf Gestellung einer Ausfuhrsendung außerhalb des Amtsplatzes 
(§ 9 Abs. 2 der Außenwirtschaftsverordnung) 

(Bei der Ausfuhrzollstelle zusammen mit der Ausfuhranmeldung abzugeben, wenn die Ausfuhrsendung 
nicht unmittelbar bei der Zollstelle gestellt wird.) 

Dieser Antrag ist rechtzeitig, spätestens zwei Stunden vor Dienstschluß am Tage vor Beginn des Verpacken oder, bei offen zu 
verladenden Waren, vor Beginn des Verladens abzugeben. 
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Anlage A 7 

Anmerkung: 

In Schwarzdruck: durchgehende x-Linien, „zur Verfahrenserleichterung nach § 13 Abs. 1 AWV zugelassen.", „Ausfuhrzollstelle: ", „Ausfuhrkontrollmel-
dung”, „Anlage A 7 zur AWV (93)”; „(§ 13 Abs. 1 Satz 2 AWV)" 

In Gründruck: restliche Zeichen und Angaben 
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Anmerkung: 

In Schwarzdruck: durchgehende x-Linien, „Zur Verfahrenserleichterung nach § 13 Abs. 1 AWV zugelassen. " „Ausfuhrzollstelle: ", „Durchschrift der 
Ausfuhrkontrollmeldung”, „Anlage A 7 zur AWV (93)", „(§ 13 Abs. 1 Satz 2 AWV)" 

In gelbem Druck: Rand rechts 

In Gründruck: restliche Zeichen und Angaben 
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Anleitung zur Verwendung und zum Ausfüllen des Vordrucks 

1. Die Ausfuhrkontrollmeldung dart nur verwendet werden, wenn die Verfahrenserleichterungen nach § 13 
Abs. 1 Satz 2 AWV gewährt worden sind. 

Der Vordruck entspricht den Exemplaren 2 und 3 des Einheitspapiers. Die mit einer durchgehenden 
x-Linie gekennzeichneten (Unter-) Felder brauchen nicht ausgefüllt zu werden. Für das Ausfüllen der 
übrigen Felder gelten die Bemerkungen in Titel II des Merkblattes zum Einheitspapier (Vordruck 0781, 
abgedruckt in Vorschriftensammlung Bundesfinanzverwaltung — VSF Z 34 55) entsprechend. 

Wird die Ausfuhrkontrollmeldung zusammen mit anderen Exemplaren des Einheitspapiers ausgefüllt, so 
können die für diese Exemplare des Einheitspapiers benötigten Angaben auch in die Ausfuhrkontroll-
meldung durchgeschrieben werden. 

2. Ist eine Ausfuhrgenehmigung nicht erforderlich, so brauchen die Felder 17, 33 und 38 nicht ausgefüllt zu 
werden. Als Warenbezeichnung (Feld 31) genügt die Angabe einer Sammelbezeichnung. Dies gilt nicht für 
Ausfuhren nach Libyen als Bestimmungsland. 

3 Ist eine Ausfuhrgenehmigung erforderlich, sind in Feld 31 die Waren genau zu beschreiben. 

4. Gehören zu einer Ausfuhrkontrollmeldung mehrere Warenpositionen, so sind Ergänzungsblätter (Anlage A 
ErgBl. zur AWV/Anlage zu Muster 4e AHStat[88]) zu verwenden. 
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Anlage A 9 

Anmerkung: 
In Schwarzdruck: durchgehende x-Linien, „Mineralölausfuhrmeldung", Anlage A 9 zur AWV (93)" und „(§ 15 Abs. 1 AWV)" 

In Gründruck: restliche Zeichen und Angaben 
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Anleitung zum Ausfüllen des Vordrucks 

Für das Ausfüllen des Vordrucks gelten die Bemerkungen in Titel II des Merkblattes zum Einheitspapier 
(Vordruck 0781, abgedruckt in Vorschriftensammlung Bundesfinanzverwaltung — VSF Z 34 55) entsprechend. 
Die mit einer durchgehenden x-Linie gekennzeichneten (Unter-) Felder brauchen nicht ausgefüllt zu wer-
den. 

Gehören zu einer Mineralölausfuhrmeldung mehrere Warenpositionen, so sind Ergänzungsblätter (Anlage A 
ErgBl. zur AWV) zu verwenden. 
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Anlage E 1 

Anmerkung: 
In violettem Druck: Umrandung oben mit den Worten ,,Auf der 2. Ausfertigung durchschreiben!”; Umrandung links und unten, die Worte 
„1. Ausfertigung", „Für Einführer zur Einfuhrabfertigung" 
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Anmerkung: 
In Gründruck: Umrandung oben, links und unten, die Worte „2. Ausfertigung", „Für Bundesamt für Wirtschaft oder Bundesamt für Ernährung und 
Forstwirtschaft" 
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Hinweise und Erläuterungen 

Bi tte füllen Sie den Vordruck vollständig. deutlich (möglichst mit Schreibmaschine) und spaltengerecht in deutscher Sprache aus. Sie vermeiden dadurch 
Rückfragen und ermöglichen eine schnellere Bearbeitung. 

Zur Abgabe der Einfuhrerklärung ist nur der Einführer berechtigt. Einführer ist. wer Waren in das Wirtschaftsgebiet verbringt oder verbringen läßt. Liegt der 
Einfuhr ein Vertrag mit einem Gebietsfremden über den Erwerb von Waren zum Zwecke der Einfuhr (Einfuhrvertrag) zugrunde. so ist nur der gebietsansässige 
Vertragspartner Einführer. Wer lediglich als Spediteur oder Frachtführer oder in einer ähnlichen Stellung bei dem Verbringen der Ware tätig wird. ist nicht 
Einfuhrer. 

Die Zusammenfassung verschiedenartiger Waren (bei Textil und Bekleidung: verschiedener Warenkategorien). verschiedener Einkaufsländer oder verschie-
dener Ursprungsländer in einer Einfuhrerklärung ist nicht zulässig. 

1 Die Zollnummer ist nur erforderlich, wenn sie in einer einschlägigen 
Veröffentlichung im Bundesanzeiger gefordert wird. Sie wird bei erst-
maliger Abgabe einer Einfuhrerklärung ggf. vom Bundesamt eingetra-
gen. Bei allen folgenden Einfuhrerklärungen soll sie vom Einführer 
angegeben werden. 

6 Die Verfahrensnummer ist ggf. der einschlägigen Veröffentlichung 
im Bundesanzeiger zu entnehmen. 

7 Ursprungsland ist das Land. in dem die Waren vollständig gewonnen 
oder hergestellt worden sind. Als vollständig in einem Land gewon-
nene oder hergestellte Waren gelten: 

a) mineralische Stoffe, die im Gebiet dieses Landes gewonnen worden 
sind: 

b) pflanzliche Erzeugnisse. die in diesem Land geerntet worden sind: 

c) lebende Tiere. die in diesem Land geboren oder ausgeschlüpft sind 
und die dort aufgezogen worden sind: 

d) Erzeugnisse, die von in diesem Land gehaltenen lebenden Tieren 
gewonnen worden sind; 

e) Jagdbeute und Fischfänge. die in diesem Land erzielt worden sind: 

f) Erzeugnisse der Seefischerei und andere Meereserzeugnisse. die 
von Schiffen aus gefangen worden sind. die in diesem Land ins 
Schiffsregister eingetragen oder angemeldet sind und die Flagge 
dieses Landes führen; 

e) Waren. die an Bord von Fabrikschiffen aus Erzeugnissen der See-
fischerei oder anderen Meereserzeugnissen hergestellt worden sind , 

 die ihren Ursprung in diesem Land haben. sofern die Fabrikschiffe 
in diesem Land ins Schiffsregister eingetragen oder angemeldet sind 
und die Flagge dieses Landes führen: 

h) Erzeugnisse, die aus dem Meeresboden außerhalb der Hoheitsge-
wässer gewonnen worden sind. sofern dieses Land zum Zweck der 
Nutzbarmachung Ausschließlichkeitsrechte über diesen Teil des 
Meeresbodens ausübt: 

i) Ausschuß und Abfälle, die bei einer Produktionstätigkeit anfallen. 
und Altwaren. wenn sie in diesem Land gesammelt worden sind und 
nur zur Gewinnung von Rohstoffen verwendet werden können: 

j) Waren. die in diesem Land ausschließlich aus den unter den Buch-
staben a) bis i) genannten Waren oder ihren Folgeerzeugnissen jeder 
Herstellungsstufe hergestellt worden sind. 

Sind an der Herstelluna einer Ware zwei oder mehr Länder beteiliat. 
so ist Ursorunasland das Land. in dem die letzte wesentliche und wirt-
schaftlich gerechtfertigte Be- oder Verarbeitung stattgefunden hat. sofern 
niese in einem dazu eingerichteten Unternehmen vorgenommen woraen 
ist und zur Herstellung eines neuen Erzeugnisses geführt hat oder eine 
bedeutende Herstellungsstute darstellt. 

Im Falle einer Be- oder Verarbeitung. bei der testgestellt worden ist 
oder bei der die festgestellten Tatsachen die Vermutung rechtfertigen. 
daß sie nur die Umgehung der Einfuhrvorschriften bezweckt. sine die 

so gewonnenen Waren nicht Ursprungserzeugnisse des Be- oder Ver-
arbeitungslandes im Sinne des vorstehenden Absatzes. 

Zubehör und Ersatzteile sowie Werkzeugausstattungen. die gleichzeitig 
mit Geräten, Maschinen. Apparaten oder Fahrzeugen geliefert werden. 
zu deren normaler Ausrüstung sie gehören. haben den Ursprung der 
betreffenden Geräte, Maschinen, Apparate oder Fahrzeuge. 

Für die Wareneinfuhr im Rahmen von Assoziationsabkommen. handels-
vertraglichen Vereinbarungen oder Präferenzbestimmungen der Euro-
päischen Gemeinschaften gelten obige Vorschriften nur insoweit als 
nicht in diesen Ubereinkünften oder Bestimmungen abweichende Ur-
sprungsregelungen vorgesenen sind. 

8 Einkaufsland ist das Land. in dem der Gebietsfremde ansässig ist. 
von dem der Gebietsansässige die Waren erwirbt. Dieses Land gilt 
auch dann als Einkaufstand. wenn die Waren an einen anderen Ge-
bietsansässigen weiterveräußert werden. Liegt kein Rechtsgeschäft 
über den Erwerb von Waren zwischen einem Gebietsansässigen und 
einem Gebietsfremden vor. so gi lt  als Einkaufsland das Land. in dem 
die verfügungsberechtigte Person. die die Waren in das Wirtschafts-
gebiet verbringt oder verbringen läßt, ansässig ist: ist die verfügungs-
berechtigte Person, die die Waren in das Wirtschaftsgebiet verbringt 
oder verbringen läßt im Wirtschaftsgebiet ansässig. so gilt als Ein-
kaufsland das Versendungsland. Bei Waren. die im Zusammenhang 
mit einer vorausgegangenen Ausfuhr in das Wirtschaftsgebiet zurück-
gesandt werden oder bei denen das Einkaufsland nicht bekannt ist 
gilt als Einkaufsland das Versendungsland. 

9 Versendungsland ist das Land,  aus dem die Ware nach dem Wi rt
-schaftsgebiet versendet wird. ohne in einem Durchfuhrland anderen als 

mit der Beförderung zusammenhängenden Aufenthalten oder Rechts-
geschäften unterworfen zu werden. 

7 bis 9 Es sind die Schlüsselnummern und die Abkürzungen nach dem Länder-
verzeichnis für die Außenhandelsstatistik einzutraoen. 

12 Die in der Regel achtstellige Warennummer bitte links beginnend 
in die Kästchen eintragen. 

13 Gesamtwert ist die Summe der Werte der unter 10 angegebenen 
Ware(n). Wert einer Ware ist das dem Empfänger in Rechnung ge-
stellte Entgelt. in Ermangelung eines Empfängers oder eines feststell-
baren Entgelts der Statistische Wert im Sinne der Vorschriften über 
die Statistik des grenzüberschreitenden Warenverkehrs. 

Bei der Umrechnung ausländischer Währungen in Deutsche Mark ist 
der amtlich notierte Mittelkurs des Tages vor Abgabe der Einfuhrerklä-
rung zu Grunde zu legen. 

14 In dem gerasterten Feld ist - soweit nichts anderes vorgeschrieben 
ist - die Menge der Waren. rechts daneben die dieser Menge zu 
Grunde liegende Maßeinheit (z. B. Stück. kg. Meter. Paar) anzugeben. 

18 Falls erforderlich. sind hier zusätzliche Angaben zu machen. 

(19)bis(21) Eine Ausfüllung kommt nur in Betracht. wenn die Einfuhr den Zustän-
digkeitsbereich 09 (Textil und Bekleidung) betrifft. Die Angaben sind 
ggf. dem Ausfuhrdokument des Lieferlandes (z. B. der Exportlizenz) 
zu entnehmen. 

Hinweis nach § 9 Abs. 2 Bundesdatenschutzgesetz 

Rechtsgrundlage für die Erhebung dieser Angaben ist § 28a Außenwirtschaftsverordnung (AWV). 
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Anlage E 2 

Anmerkung: 
In Schwarzdruck: durchgehende x-Linien, „Von Anmeldestelle an Bundesamt für Wirtschaft, Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft, Bundesan-
stalt für landwirtschaftliche Marktordnung", „EE, EG, EL vom - Nr. - , „Einfuhrkontrollmeldung", „Anlage E 2 zur AWV (93)", „(§ 27 Abs. 2 Nr. 3 
AWV)" 
In Gründruck: restliche Zeichen und Angaben 
Rechter Rand: rote unterbrochene Linie 
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Anleitung zum Ausfüllen des Vordrucks 

Die einzelnen Bemerkungen zum Ausfüllen des Vordrucks in Titel II des Merkblattes zum Einheitspapier 
(Vordruck 0781, abgedruckt in Vorschriftensammlung Bundesfinanzverwaltung — VSF Z 34 55) enthalten. Die 
mit einer durchgehenden x-Linie versehenen (Unter-) Felder brauchen nicht ausgefüllt zu werden. 

Gehören zu einer Einfuhrkontrollmeldung mehrere Warenpositionen, so sind Ergänzungsblätter (Anlage A 
ErgBl. zur AWV/Anlage zu Muster 4e AHStat[89]) zu verwenden. 



Drucksache 12/6068 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Anlage E 3 

Anmerkung: 
In violettem Druck: Rand oben und unten, Rand links mit den Worten „Tell 1l ist nicht vom Antragsteller auszufüllen!” , die Worte ,,1. Ausfertigung”, ,,Für 
Einführer zur Einfuhrabfertigung” , ,,Nicht übertragbar!” 
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Anmerkung: 
In Gründruck: Rand oben und unten, Rand links mit den Worten „Teil II ist nicht vom Antragsteller auszufüllen!", die Worte „2. Ausfertigung", ,,Für 
Bundesamt für Wirtschaft oder Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft", „Nicht übertragbar!" 
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Anmerkung: 
In Braundruck: Rand oben und unten, Rand links mit den Worten „Teil II ist nicht vom Antragsteller auszufüllen!" die Worte ,.3. Ausfertigung” ,,,Für die 
Deutsche Bundesbank" „Nicht übertragbar!" 
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Anlage E 3a 

Anmerkung: 

In violettem Druck: Rand oben und links 
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Anlage E 3a zur AWV 

Anmerkung: 
In Gründruck: Rand oben und links, die Worte „Durchschrift für Antragsteller" 
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Hinweise und Erläuterungen  

1.  

Der Vordruck dart nur benutzt werden, wenn in der Einfuhrausschreiburg die Verwendung derselben vorgeschrieben ist. Pullen  Sie den Vordruck bitte vollständig,  
deutlich (möglichst mit Schreibmaschine) und spaltengerecht in deutscher Sprache aus. Sie vermeiden dadurch Rückfragen und ermöglichen eine schnellere Bear-
beitung Ihres Antrages.  

Antragsberechtigt ist nur der Einführer. Einführer ist. wer Waren in das Wirtschaftsgebiet verbringt oder verbringen läßt. Liegt der Einfuhr ein Vertrag mit einem Ge-
bietsfremden über den Erwerb von Waren zum Zwecke der Einfuhr (Einfuhrvertrag) zugrunde, so ist nur der gebietsansässige Vertragspartner Einführer. Wer lediglich  

als Spediteur oder Frachtführer oder in einer ähnlichen Stellung bei dem Verbringen der Ware tätig wird. ist nicht Einführer.  

Auf einem Vordruck können Anträge für verschiedenartige Waren gestellt werden, wenn  
1.sie in derselben Ausschreibung genannt sind,  
2. sie zu demselben Zuständigkeitsbereich nach Spalte 3 der Einfuhrliste (Anlage zum AWG) gehören und  
3. ihr Einkaufsland dasselbe Land ist.  

II. 

1 Die Firmennummer wird seitens der Genehmigungsstelle bei der erst-
maligen Antragstellung zugeteilt. Sie wird in der Einfuhrgenehmigung - 
EDV (Anlage E 5 zur AWV) neben dem Namen des Antragstellers aus-
gedruckt. Diese sollte künftig stets vom Antragsteller angegeben werden.  
weil sie eine schnellere Zuordnung des Antrages ermöglicht.  

7 Die Warennummer, in der Regel achtstellig, bitte am linken Rand be-
ginnend, in die Kästchen eintragen.  

9 Gesamtweit ist die Summe der Werte der unter (5) angegebenen  
Ware(n).  

Wert einer Ware ist das dem Empfänger in Rechnung gestellte Entgelt,  
in Ermangelung eines Empfängers oder eines feststellbaren Entgelts der  
Statistische Wert im Sinne der Vorschritten über die Statistik des grenzüber-
schreitenden Warenverkehrs.  

Bei der Umrechnung ausländischer Währungen in deutsche Mark ist der  
amtlich notierte Mittelkurs des vor der Antragstellung liegenden Tages  
zu Grunde zu legen.  

11 Anlaß der Einfuhr  

Weitere Anlässe zur Einfuhr sind z.B. ,,zur Umwandlung", ,,zur Freigut 
verwendung” oder ,zur vorübergehenden Zollgutverwendung”. 

12 bis 14 Es sind die Schlüsselnummern und die Abkürzungen nach dem Länder-
verzeichnis für die Außenhandelsstatistik einzutragen. 

t2 Ursprungstand im Sinne der Einfuhrliste ist das Land, in dem die Waren 
vollständig gewonnen oder hergestellt worden sind. Als vollständig in einem 
Land gewonnene oder hergestellte Waren gelten: 

a) mineralische Stoffe. die im Gebiet dieses Landes gewonnen worden 
sind; 

b) pflanzliche Erzeugnisse, die in diesem Land geerntet worden sind; 

c) lebende Tiere, die in diesem Land geboren oder ausgeschlüpft sind 
und die dort  aufgezogen worden sind; 

d) Erzeugnisse. die von in diesem Land gehaltenen lebenden Tieren ge-
wonnen worden sind; 

e) Jagdbeute und Fischfänge, die in diesem land erzielt worden sind; 

f) Erzeugnisse der Seefischerei und andere Meereserzeugnisse, die von 
Schiffen aus gefangen worden sind, die in diesem Land ins Schiffs-
register eingetragen oder angemeldet sind und die Flagge dieses Lan-
des fuhren; 

g) Waren, die an Bord von Fabrikschiffen aus Erzeugnissen der See-
fischerei oder anderen Meereserzeugnissen hergestellt worden sind, 
die ihren Ursprung in diesem Land haben, sofern die Fabrikschiffe in 
diesem Land ins Schiffsregister eingetragen oder angemeldet sind  
und die Flagge dieses Landes führen;  

h) Erzeugnisse, die aus dem Meeresboden außerhalb der Hoheitsge-
wässer gewonnen worden sind, sofern dieses Land zum Zweck der 
Nutzbarmachung Ausschließlichkeitsrechte über diesen Teil des Meeres-
bodens ausübt;  

i) Ausschuß und Abfälle, die bei einer Produktionstätigkeit anfallen, und 
Altwaren, wenn sie in diesem Land gesammelt worden sind und nur 
zur Gewinnung von Rohstoffen verwendet werden können: 

j) Waren, die in diesem Land ausschließlich aus den unter den Buch-
staben a bis i genannten Waren oder ihren Folgeerzeugnissen jeder  
Herstellungsstute hergestellt worden sind.  

Sind an der Herstellung einer Ware zwei oder mehr Länder beteiligt, so  
ist Ursprungsland das Land, in dem die letzte wesentliche und wirtschaft-
lich gerechtfertigte Be-  oder Verarbeitung stattgefunden hat, sofern diese 
in einem dazu eingerichteten Unternehmen vorgenommen worden ist und 
zur Herstellung eines neuen Erzeugnisses geführt hat oder eine bedeu-
tende Herstellungsstufe darstellt. 

Im Falle einer Be- oder Verarbeitung, bei der festgestellt worden ist oder 
bei der die festgestellten Tatsachen die Vermutung rechtfertigen, daß sie 
nur die Umgehung der Einfuhrvorschriften bezweckt, sind die so gewon-
nenen Waren nicht Ursprungserzeugnisse des Be- oder Verarbeitungslandes 
im Sinne des vorstehenden Absatzes. 

Zubehör und Ersatzteile sowie Werkzeugausstattungen, die gleichzeitig mit 
Geräten. Maschinen. Apparaten oder Fahrzeugen geliefert werden, zu deren 
normaler Ausrüstung sie gehören, haben den Ursprung der betrettenden 
Geräte. Maschinen. Apparate oder Fahrzeuge. 

Fur die Wareneinfuhr im Rahmen von Assoziationsabkommen, handelsver-
traglichen Vereinbarungen oder Präferenzbestimmungen der Europäischen 
Gemeinschaften gelten obige Vorschriften nur insoweit, als nicht in diesen 
Übereinkünften oder Bestimmungen abweichende Ursprungsregelungen 
vorgesehen sind 

Einkaufstand im Sinne der Einfuhrliste ist das Land, in dem der G ebiets-
fremde ansässig ist. von dem der Gebietsansässige die Waren erwirbt.  

Dieses Land gilt auch dann als Einkaufsland, wenn die Waren an einen  
anderen Gebietsansässigen weiterveräußert werden. liegt kein Rechts-
geschäft über den Erwerb von Waren zwischen einem Gebietsansässigen  
und einem Gebietsfremden vor, so gilt als Einkaufsland das Land, in dem  
die verfügungsberechtigte Person, die die Waren in das Wi rtschaftsgebiet  
verbringt oder verbringen läßt, ansässig ist; ist die verfügungsberechtigte  
Person, die die Waren in das Wirtschaftsgebiet verbringt oder verbringen  
läßt, im Wirtschaftsgebiet ansässig, so gilt als Einkaufsland das Versen-
dungsland. Bei Waren, die im Zusammenhang mit einer vorausgegangenen  
Ausfuhr in das Wi rtschaftsgebiet zurückgesandt werden oder bei denen  
das Einkaufsland nicht bekannt ist, gilt als Einkaufsland das Versen-
dungsland.  

14 Versendungsland im Sinne der Einfuhrliste ist das Land, aus dem die  
Ware nach dem Wirtschaftsgebiet versendet wird, ohne in einem Durch-
fuhrland anderen als mit der Beförderung zusammenhängenden Aufent-
halten oder Rechtsgeschäften unterworfen zu werden.  

19 Hier ist das dem Einführer vom Veredler in Rechnung gestellte Entgelt  
anzugehen.  

21 Sofern dies in der Ausschreibung gefordert wird, sind hier zusätzliche  
Angaben zu machen, wie z.B. Messekauf (mit Angabe des Verkäufers  
sowie der Nummer und des Datums des Messekaufvertrages).  

Hinweis nach § 9 Abs. 2 Bundesdatenschutzgesetz 
 Die  Angaben in diesem Vordruck machen Sie freiwillig.  
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Anlage E 3b 

Anmerkung: 

Papierfarbe: rosa schraffiert 

Rand oben, links und unten schwarz abgesetzt 
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Anlage E 5 

Anmerkung: 

Papierfarbe: rosa schraffiert 
Rand oben, links und unten schwarz abgesetzt 
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Anlage E 6 

Vor dem Ausfüllen bitte Rückseite genau beachten! 

Antrag auf Ausstellung einer 
INTERNATIONALEN EINFUHRBESCHEINIGUNG 

(International Import  Certificate) 
(§ 29 b der Außenwirtschaftsverordnung) 

Anmerkung: 
In Rotdruck: die Worte „Vor dem Ausfüllen bitte Rückseite genau beachten!”, „Nur für amtliche Vermerke", die Klammem am linken Rand mit den 
Worten „lm Durchschreibeverfahren auszufüllen!", „Streichungen und Ergänzungen in diesem Text dürfen nicht durchgeschrieben werden!" 
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I. Verpflichtungen des Einführers nach § 29b Abs. 3 AWV 

1. Das Verbringen der Ware in das Wirtschaftsgebiet ist dem Bundesausfuhramt (BAFA) unverzüglich durch eine Abfertigungsbe-
scheinigung der Zollstelle, welche die Ware zur Einfuhr abfertigt, nachzuweisen. Zu diesem Zweck hat der Einführer die mit der 
Abfertigungsbescheinigung der Zollstelle versehene 3. Ausfertigung der Internationalen Einfuhrbescheinigung (rosa Kopie) dem 
BAFA unverzüglich nach Eingang der Ware vorzulegen. Wird die Ware ohne Einfuhrabfertigung zunächst in einem Zoll- oder 
Freihafenlager gelagert, so ist unverzüglich nach der Einlagerung eine Abfertigungsbescheinigung der überwachenden Zollstelle 
vorzulegen. 

Beim Verbringen der Ware in Teilsendungen ist die Abfertigungsbescheinigung erst nach Abfertigung der letzten Teilsendung, 
spätestens aber 9 Monate nach Ausstellung der Internationalen Einfuhrbescheinigung, einzureichen, es sei denn, die Internationale 
Einfuhrbescheinigung wurde mit längerer Gültigkeitsdauer versehen. 

2. Die internationale Einfuhrbescheinigung darf nur für das im Antrag bezeichnete Einfuhrgeschäft benutzt werden. Gibt der Einführer 
die Einfuhrabsicht auf, so hat er dies unverzüglich dem BAFA anzuzeigen und ihm unverzüglich die Bescheinigung zurückzugeben 
oder über ihren Verbleib Mitteilung zu machen. Will er die Ware in ein anderes Land verbringen, so hat er, bevor die Ware das 
Versendungsland verläßt, vom BAFA eine neue Bescheinigung zu erwirken, die dieses andere Land nennt. 

3. Auf Anforderung des ausländischen Lieferanten oder der zuständigen Behörde des Lieferlandes beim BAFA hat der Einführer eine 
Wareneingangsbescheinigung (Delive ry  Verification Certificate) zu beantragen. 

II. Verpflichtungen des Transithändlers nach § 43a AWV 

1. Die Einfuhr der Waren in das im Antrag bezeichnete Käufer- oder Verbrauchsland ist dem BAFA durch Vorlage einer Warenein-
gangsbescheinigung (Delive ry  Verification Certificate) des Käufer- oder Verbrauchslandes unve rzüglich nachzuweisen. 

Stellen weder das Käufer- noch das Verbrauchsland Wareneingangsbescheinigungen aus, so ist die Einfuhr der Ware in das 
Verbrauchsland durch Vorlage anderer geeigneter Unterlagen (z. B. Kopien der zollamtlichen Abfertigungspapiere) nachzuweisen. 

2. Die Internationale Einfuhrbescheinigung darf nur für das im Antrag bezeichnete Transithandelsgeschäft benutzt werden. Gibt der 
Transithändler dieses Geschäft auf, so hat er dies unverzüglich dem BAFA anzuzeigen und ihm unverzüglich die Bescheinigung 
zurückzugeben oder über ihren Verbleib Mitteilung zu machen. Will er die Ware in ein anderes Land verbringen, so hat er, bevor die 
Ware das Versendungsland verläßt, vom BAFA eine neue Bescheinigung zu erwirken, die dieses andere Land nennt. 

Erläuterungen 

1. Der Vordruck ist vom Antragsteller in Maschinenschrift im Durchschreibeverfahren (Antrag in Erstschrift) auszufüllen.. Die Eintragun-
gen dürfen nicht geändert, gestrichen oder radiert werden. Nicht ordnungsgemäß ausgefüllte Anträge werden zurückgewiesen. 

2. Wird  die Warenbezeichnung in fremder Sprache angegeben, so ist daneben auch die deutsche Warenbenennung anzugeben. 

3. Das dem Antrag zugrundeliegende Rechtsgeschäft ist durch Vorlage geeigneter Unterlagen (z. B. Kaufvertrag, Auftragsbestätigung 
des ausländischen Lieferanten) nachzuweisen. 

4. Ist auf dem Vordrucksatz in der Spalte ,,Warenbezeichnung" nicht ausreichend Platz für weitere Angaben, so sind diese auf einem 
gesonderten Blatt  (weißes Schreibmaschinenpapier, vierfach) fortzuführen. 
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Bundesausfuhramt, 
10117 Berlin 
Unter den Linden 44-60 

(Ausstellende Behörde) 
(Licensing authority) 

Internationale Einfuhrbescheinigung 
International Import Certificate 

1. Ausfertigung/Copie 

Anmerkung: 
Papierfarbe: grün 
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Bundesausfuhramt, 
10117 Berlin 
Unter den Linden 44-60 

(Ausstellende Behörde) 
(Licensing authority) 

Internationale Einfuhrbescheinigung 
International Import Certificate 

2. Ausfertigung/Original 
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Bundesausfuhramt, 
10117 Berlin 
Unter den Linden 44-60 

(Ausstellende Behörde) 
(Licensing authority) 

Internationale Einfuhrbescheinigung 
International Import  Certificate 

3. Ausfertigung/Copie 

Anmerkung: 
Papierfarbe: rosa 
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Abfertigungsbescheinigung der Zollstelle 

Die nachstehend genannten Waren sind zur Einfuhr/ zur Lagerung in einem Zollager abgefertigt- in ein Freihafenlager verbracht- worden*) 

Anmerkung: 
Papierfarbe: rosa 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/6068  

Anlage E 7 

Vor dem Ausfüllen bitte Erläuterungen auf der Rückseite genau beachten! 

Antrag auf Ausstellung einer 
WARENEINGANGSBESCHEINIGUNG 

(Delivery  Verification Certificate) 
(§ 29 b der Außenwirtschaftsverordnung) 

Anmerkung: 
In Rotdruck: die Worte „Vor dem Ausfüllen bitte Erläuterungen auf der Rückseite genau beachten! , die Klammem am linken Rand mit den Worten ,Im 
Durchschreibeverfahren auszufüllen!', „Nicht durchschreiben!' 



Drucksache 12/6068 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Erläuterungen 

1. Der Vordrucksatz ist vom Antragsteller in Maschinenschrift im Durchschreibeverfahren (Antrag in Erstschrift) auszufüllen. Die Ein-
tragungen dürfen nicht geändert, gestrichen oder radiert werden. Nicht ordnungsgemäß ausgefüllte Anträge werden zurückgewiesen. 

2. Der Antrag ist durch zollamtliche Abfertigungspapiere zu begründen, und zwar: 

a) wenn das Einfuhrgeschäft mit Unterstützung einer vom Bundesausfuhramt ausgestellten Internationalen Einfuhrbescheinigung 
durchgeführt wurde, durch den zollamtlichen Abfertigungsnachweis auf der 3. Ausfertigung (rosa Kopie) dieser Urkunde, 

b) in anderen Fällen durch andere zollamtliche Abfertigungspapiere, wie Zollanmeldung, Zollquittung u. ä. 

Ist hingegen die Ware im Rahmen eines Transithandelsgeschäftes in ein Drittland verbracht worden, so ist der Antrag mit einer 
Wareneingangsbescheinigung oder entsprechenden amtlichen Unterlagen (für Nicht-COCOM-Länder) des Empfängerlandes zu 
begründen. 

3. Bei Stückzahl, Gewicht und Wert ist auf genaue Übereinstimmung mit der zollamtlichen Abfertigungsbescheinigung (rosa Kopie) 
zu achten. 

4. Die Lizenznummer der Internationalen Einfuhrbescheinigung, auf die sich der hier vorliegende Antrag bezieht, ist anzugeben. 

5. Der Antrag auf Ausstellung einer Wareneingangsbescheinigung kann regelmäßig nur für die gesamte Warenmenge, bzw. den 
gesamten Warenwert gestellt werden. Anträge für Teilsendungen werden zurückgewiesen. 
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Bundesausfuhramt, Außenstelle Berlin, 
Postfach, 10107 Berlin 
Unter den Linden 44-60, 10117 Berlin 

(Ausstellende Behörde) 
(Licensing authority) 

Wareneingangsbescheinigung 
Delivery Verification Certificate 

1. Ausfertigung/Original 
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Bundesausfuhramt, Außenstelle Berlin, 
Postfach, 10107 Berlin 
Unter den Linden 44-60, 10117 Berlin 

(Ausstellende Behörde) 
(Licensing authority) 

Wareneingangsbescheinigung 
Delivery Verification Certificate 

2. Ausfertigung/Cople 
(für den Einführer) 

Anmerkung: 
Papierfarbe:  grün 
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Anlage T 1 

Vor Ausfüllung Rückseite beachten! 

Antrag auf Transithandelsgenehmigung 
(§ 43 der Außenwirtschaftsverordnung) 

Anmerkung: 
In Rotdruck: die Worte "Vor Ausfüllung Rückseite beachten!" 
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Erläuterungen 

Einkaufsland ist das Land, in dem der Gebietsfremde ansässig ist, von dem. der Gebietsansässige die Ware erwirbt. 
Dieses Land gilt auch dann als Einkaufsland, wenn die Waren an einen anderen Gebietsansässigen weiterveräußert 
werden. 

Ursprungsland ist das Land, in dem die Ware gewonnen oder hergestellt worden ist; als Gewinnen gilt auch das 
Sammeln von Altwaren und Abfällen. Auf hoher See von Schiffen aus gewonnene oder auf Schiffen hergestellte 
Waren haben ihren Ursprung in dem Land, dessen Flagge das Schiff führt. 

Sind an der Herstellung einer Ware mehrere Länder beteiligt, so ist als Ursprungsland das Land anzusehen, in dem 
die Ware zuletzt wirtschaftlich sinnvoll so bearbeitet worden ist, daß sich ihre Beschaffenheit wesentlich verändert 
hat. Dabei können im Zweifel auch Werterhöhungen als Nachweis für eine wesentliche Veränderung der Beschaffen-
heit angesehen werden. 

Den in einem Lande gewonnenen oder hergestellten Waren stehen Waren gleich, die in dieses Land eingeführt, 
dort  in den freien Verkehr gelangt und anschließend so verwendet worden sind, daß sie der Wi rtschaft dieses Landes 
zuzurechnen sind. 

Für Kunstgegenstände, Sammlungsstücke und Antiquitäten gilt das Versendungsland als Ursprungsland. 

Käuferland ist das Land, in dem der Gebietsfremde ansässig ist, der von dem Gebietsansässigen die Ware erwirbt. 

Verbrauchsland ist das Land, in dem die Waren gebraucht oder verbraucht, bearbeitet oder verarbeitet werden sollen. 

Als Verbrauchsland gilt: 

1. bei der Veräußerung von Seeschiffen das Land, in dessen Schiffsregister das Schiff eingetragen werden soll, sonst 
das Land, dessen Flagge das Schiff nach seiner Ablieferung führen soll, 

2. bei Waren, deren Verbrauchsland nicht bekannt ist, das Empfangsland. 

Hinweis 

Ein Genehmigungsbescheid ist der Genehmigungsstelle unverzüglich zurückzugeben, wenn 

1. die erteilte Genehmigung ungültig wird, bevor sie ausgenutzt wurde, 

2. der Begünstigte die Absicht aufgibt, die Genehmigung auszunutzen, oder 

3. der Bescheid, der nach Verlust durch eine Zweitausfertigung ersetzt worden war, wieder aufgefunden wird. 
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Anlage K 3 
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Vermögen Gebietsansässiger in fremden Wi rtschaftsgebieten 
Meldung nach § 56a der Außenwirtschaftsverordnung 
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Vermögen Gebietsansässiger in fremden Wirtschaftsgebieten 
Stand und Zusammensetzung des Vermögens 
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Forderungen und Verbindlichkeiten aus Finanzbeziehungen 
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Forderungen und Verbindlichkeiten aus Finanzbeziehungen 
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Blatt 2 

Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber Gebietsfremden 
aus dem Waren- und Dienstleistungsverkehr 

Meldung nach § 62 Abs. 1. 3 und 5 der Außenwirtschafsverordnung (AWV) 
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